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BERLIN/AFP. Vom kleinen Krat-
zer bis zur völligen Zerstörung:
Unwetter haben im vergange-
nen Jahr Schäden an Fahrzeu-
gen in Milliardenhöhe angerich-
tet. Die Kfz-Versicherer zahlten
für 340.000 kaskoversicherte
Fahrzeuge insgesamt 1,3 Mil-
liarden Euro, wie der Gesamt-
verband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft (GDV) am
Donnerstag mitteilte. Dabei gab
es große regionale Unterschie-
de. Besonders betroffen waren
den Angaben zufolge Bayern,
Baden-Württemberg und Thü-
ringen. Dort waren die Schäden
nicht nur häufiger, sondern mit
einer durchschnittlichen Höhe
von mehr als 4.000 Euro auch
gravierender als im restlichen
Bundesgebiet, erklärte der GDV.

Mit den 1,3 Milliarden Euro
lag die Schadensbilanz 2024
„ungefähr im langjährigen
Durchschnitt“, teilte der Ver-
band weiter mit. 2023 belief sich
die Gesamtsumme auf 1,9 Mil-
liarden Euro für Schäden an
480.000 Autos. GDV-Hauptge-
schäftsführer Jörg Asmussen er-
klärte, dass trotz der zuletzt
durchschnittlichen Schadens-
bilanz der Klimawandel die Ge-
fahr durch Naturgefahren ver-
schärft habe. „Wir sehen in den
letzten Jahren, dass einzelne
Sturmzellen und Hagelschauer
heftiger werden. Schon wenige
extreme Wetterlagen können in
kürzester Zeit und auf engem
Raum immense Schäden an-
richten.“

Die tatsächliche Zahl der Un-
wetterschäden liegt noch über
der vom GDV angegebenen
Zahl. In der Statistik sind ledig-
lich Schäden aufgeführt, die bei
einer Voll- oder Teilkaskover-
sicherung beglichen wurden.
Mit einer gesetzlich vorge-
schriebenen Kfz-Haftpflichtver-
sicherung müssen die Halter die
Reparaturkosten hingegen aus
eigener Tasche bezahlen.

Wetterschäden
an Autos
gehen zurück

DÜSSELDORF/AFP. Die Zahl der
Stellenausschreibungen in der
europäischen Rüstungsindus-
trie ist in den vergangenen Jah-
ren stark gestiegen. Sie liegt ak-
tuell rund 40 Prozent über dem
Niveau vor Beginn des Ukraine-
Kriegs im Februar 2022, wie
eine am Donnerstag vorgestell-
te Analyse des Stellenportals In-
deed ergab. Das größte Angebot
an Gesuchen gibt es demnach
derzeit in Frankreich, dort wer-
den 43 Prozent aller branchen-
spezifischen Stellenausschrei-
bungen veröffentlicht. Deutsch-
land folgt mit 17 Prozent auf
Platz zwei. Bei heimischen
Unternehmen sind laut Indeed
vor allem Fachkräfte aus den
Bereichen Technik, Ingenieur-
wesen und IT gefragt.

Auch das Interesse von Job-
suchenden an Stellen in der
Rüstungsindustrie ist laut Ana-
lyse des Portals gestiegen. Vor
allem in Deutschland habe die
Branche seit Beginn des Ukrai-
ne-Kriegs „deutlich an Attrakti-
vität gewonnen“. Das Suchvolu-
men nach Rüstungsjobs liege
seither konstant über Vorkriegs-
niveau. Einen Höchststand er-
reichte es demnach im März
des laufenden Jahres, als die
politische Debatte über eine Lo-
ckerung der Schuldenbremse
zugunsten höherer Verteidi-
gungsausgaben geführt wurde.

„In der Rüstungsbranche
werden zum Teil ähnliche Job-
profile nachgefragt wie in der
Automobilindustrie, die mo-
mentan stark unter Druck steht“,
erklärte Indeed-Arbeitsmarkt-
expertin Virginia Sondergeld.
Im Vergleich zu den Auto-
bauern bleibe der Verteidi-
gungssektor allerdings ein rela-
tiv kleiner Wirtschaftszweig in
Deutschland und Europa. Des-
halb werde die Branche kaum
in der Lage sein, Arbeitsplatz-
verluste in der Autoindustrie
vollständig aufzufangen.

Viele offene
Stellen in
der Rüstung

Konjunktur in
Russland schwächelt

VON ANDRE BALLIN

ST. PETERSBURG/DPA/AFP. Russ-
lands politische Führung hat un-
erwartet deutlich vor Problemen
für die heimische Wirtschaft ge-
warnt. „Den Zahlen nach haben
wir eine Abkühlung, den aktuellen
Empfindungen der Unternehmer
nach sind wir schon an der Grenze
zum Übergang in eine Rezession“,
sagte Wirtschaftsminister Maxim
Reschetnikow am Donnerstag auf
dem Petersburger Internationalen
Wirtschaftsforum. Er kritisierte die
Politik der Zentralbank. Eine stei-
gende Zahl von Unternehmen sei
in finanziellen Schwierigkeiten,
insbesondere aufgrund von Kredi-
ten, die zu sehr hohen Zinssätzen
aufgenommen worden seien.

Starke Teuerung
Das derzeitige Zinsniveau demoti-
viere Unternehmer, zu investieren,
betonte Reschetnikow. Er warnte
vor einem Einbruch bereits im
dritten oder vierten Quartal. Die
Zentralbank hat kürzlich den Leit-
zins von 21 auf 20 Prozent ge-
senkt. Mit dem vergleichsweise ho-
hen Satz will sie die Teuerung im
Land bekämpfen. Die Verbrau-
cherpreise steigen seit Monaten
stark, im Mai lag die Inflationsrate
bei knapp zehn Prozent.

Zentralbankchefin Elvira Nabi-
ullina wies beim Wirtschaftsforum
die Vorwürfe einer falschen Geld-

Minister warnt
deutlich vor einer
drohenden Rezession
im laufenden Jahr.

politik zurück. Allerdings prognos-
tizierte auch sie Schwierigkeiten.
Russlands Wirtschaft sei zwei Jah-
re lang trotz der Sanktionen durch
Programme zur Importverdrän-
gung gewachsen – dank Geldern
aus dem Wohlstandsfonds und be-
stehenden Kapitalreserven des
Bankensystems. „Wir müssen ver-
stehen, dass viele dieser Ressour-
cen tatsächlich aufgebraucht sind,
und wir müssen über ein neues
Wachstumsmodell nachdenken“,
erklärte Nabiullina.

Kein nachhaltiger Zuwachs
Russland führt seit über drei Jah-
ren einen Angriffskrieg gegen die
Ukraine. Die Wirtschaft des Lan-
des hatte dennoch 2023 und 2024
spürbar zugelegt, im vergangenen
Jahr beispielsweise um 4,1 Pro-
zent. Allerdings basiert das Wachs-
tum der letzten Jahre vor allem auf
einer massiven Aufrüstung und ge-
stiegenen Ausgaben für Militär
und Sicherheit. Nach Ansicht von
Wirtschaftswissenschaftlern sind
diese Ausgaben nicht nachhaltig
und spiegeln keinen realen Pro-
duktivitätszuwachs wider. Im ers-
ten Quartal dieses Jahres legte das
Bruttoinlandsprodukt Russlands
nur noch um 1,4 Prozent zu.

Experten hatten bereits Anfang
des Jahres eine Abkühlung der rus-
sischen Wirtschaft prognostiziert.
Neben der Inflation stellt der Krieg
für viele Branchen ein Problem
dar. Ihnen fehlen Arbeitskräfte, da
sie nicht mit den steigenden Löh-
nen in der Rüstungsindustrie oder
den hohen Prämien für Front-
kämpfer mithalten können. Im Im-
mobiliensektor fehlt zudem die
staatliche Unterstützung, da das
Geld nun ins Militär fließt.

Bauhaus trifft Zekiwa

VON ANGELIKA ANDRÄS

ZEITZ/MZ. Ein großer Tag für Zeitz:
Ministerpräsident Reiner Hase-
loff (CDU) ist am Donnerstag
nämlich nicht mit leeren Händen
in die Elsterstadt im Burgenland-
kreis gekommen. Vielmehr hatte
er Fördermittelbescheide über
mehr als 30 Millionen Euro im Ge-
päck, die im Zusammenhang mit
der Gestaltung des Strukturwan-
dels in der Kohleregion stehen.
Geld gibt es für den Bildungscam-
pus I und das Reallabor des Neuen
Europäischen Bauhauses (NEB).
Seine Bewertung zu dem Um-
stand, dass so viel Geld in die Stadt
fließt, gab Haseloff auch gleich ab:
„Zeitz hat eine große Absorptions-
wirkung, wenn es darum geht,
Geld aufzunehmen und in Projek-
te umzusetzen“, lobte Haseloff bei
seinem Besuch.

Kampf um Fördermittel
Erste Station war der Schulkom-
plex Sekundarschule III/Grund-
schule Stadtmitte. Hier übergab
der Ministerpräsident einen För-
derbescheid in Höhe von insge-
samt 17,8 Millionen Euro. Davon
sind 16,85 Millionen Bundesmittel,
der Rest Landesmittel auf der
Grundlage des Investitionsgeset-
zes Kohleregionen.

Das Geld fließt in die grundhaf-
te Sanierung und Modernisierung
des Schulkomplexes und die Wei-
terentwicklung zum Bildungscam-
pus I. Das Vorhaben war von der
Stadt Zeitz unter den Projekten im
Aufruf Altstadtsanierung der
Strukturwandelmittel favorisiert
worden, und wird ab kommendem
Jahr daher als erstes umgesetzt.
Der ausdrückliche Dank des Zeit-
zer Oberbürgermeisters Christian
Thieme (CDU) ging dabei an Ha-
seloff für seinen Kampf um Förder-
mittel für die Kommunen in Sach-
sen-Anhalt.

Zweite Station war dann das Ze-
kiwa-Areal, wo der Ministerpräsi-
dent Förderbescheide in Höhe von
insgesamt 15,5 Millionen Euro für
das Vorhaben Reallabor Zekiwa
Zeitz im Projekt Neues Europäi-
sches Bauhaus übergab. Die Mittel
stammen aus dem Europäischen
Fonds für einen gerechten Über-
gang (JTF), Bereich Neues Euro-
päisches Bauhaus. Ziel dieses Vor-
habens ist die langfristige Umge-
staltung des ehemaligen Geländes
der Zeitzer Kinderwagenfabrik
Zekiwa.

Eine Schicksalsgemeinschaft
Aus Haseloffs Mund klang das ein
bisschen wie ein Herzensprojekt
des Ministerpräsidenten. Jeder sei-
ner Altersgruppe im östlichen Teil
des Landes gehöre zur Zekiwa-Fa-
milie, betonte er. „Weil wir alle in
einem Zekiwa-Kinderwagen gele-
gen haben.“ Deshalb sah er alle, die
sich jetzt um die Entwicklung des
Areals kümmern, auch als eine
Schicksalsgemeinschaft. Wenig
verwunderlich: Zu seinen Hoch-
zeiten während des Bestehens der
DDR war das Kinderwagenwerk
das größte seiner Art in Europa.
Teilweise wurden die Produkte
auch nach Westdeutschland aus-
geliefert. In Teilen der alten Fabrik
befindet sich inzwischen ein Kin-
derwagenmuseum.

Auch wegen dieser verbinden-
den Vergangenheit hat die Stadt
Zeitz die größte der im Rahmen
des Neuen Europäischen Bauhau-
ses entstehenden Forschungsein-
richtungen bekommen. Mit der
Förderung können die Projektpart-
ner (siehe „Neues Europäisches
Bauhaus“ und mehr) ihre Arbeit
im bereits sanierten Zekiwa-Teil
aufnehmen. Netzwerk-Vertreter
stellten im Anschluss an die Über-
gabe der Bescheide ihre einzelnen
Vorhaben für das entstehende
Reallabor vor.

Millionen für den Strukturwandel: Einst war es Zentrum des Kinderwagenbaus,
nun soll das Fabrikareal in Zeitz ein Zentrum werden, wo neues Bauen erforscht wird.

Neues Europäisches Bauhaus und mehr

Mit den Fördermitteln im Rah-
men der Landesinitiative „Sach-
sen-Anhalt - Gemeinsam für ein
Neues Europäisches Bau-
haus (NEB)“ soll das Areal des frü-
heren Zekiwa-Standortes wieder
belebt werden.

Auch an die Projektpartner, ein
multidisziplinäres Konsortium, be-
stehend aus der Stadt Zeitz, Hoch-
schule Anhalt, Stiftung Bauhaus
Dessau, Burg Giebichenstein
Kunsthochschule Halle, Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Wittenberg
und Forum Rathenau, gehen
8,8 Millionen Euro Fördermittel,
heißt es vom NEB-Netzwerkbüro.

Das Vorhaben ist den Angaben
nach als sogenanntes Reallabor
konzipiert – eine Art Testraum und
Forschungswerkstatt, wo parallel
gedacht, geforscht und entwickelt
wird. Dabei soll es vor allem um
„nachhaltiges, zirkuläres und kli-
maneutrales Bauen“ gehen, aber
auch um Ästhetik, innovative De-
signs und künstlerische Gestal-
tungsmöglichkeiten.

Das Reallabor Zekiwa Zeitz ist
den Angaben zufolge das größte
NEB-Projekt in Sachsen-Anhalt
und das größte Reallabor. Ge-
plant ist es bis Ende des Jahres
2027. AND/QUELLE NEB, STADT ZEITZ

Ministerpräsident Reiner Haseloff (CDU, Mitte) brachte nicht nur viel Geld nach
Zeitz, er interessierte sich auch für die örtliche Geschichte. FOTO: ANGELIKA ANDRÄS

Mitteldeutsche Zeitung
20. Juni 2025

m
it 

fr
eu

nd
lic

he
r G

en
eh

m
ig

un
g 

de
r M

itt
el

de
ut

sc
he

n 
Ze

itu
ng




